PersVG LSA Änderungsvorschläge der GdP 10 2005


Änderungsvorschläge der Gewerkschaft der Polizei, Landesbezirk Sachsen-Anhalt und Begründungen für das

Landespersonalvertretungsgesetz Sachsen-Anhalt (PersVG LSA) i.d.F. vom 10. Februar 1993 (GVBl. LSA S. 56), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes zur Neuordnung der Landesverwaltung vom 17. Dezember 2003 (GVBl. LSA S. 352)

	Teil 1
Personalvertretungen
	Änderung / Begründung

	Kapitel 1
Allgemeine Vorschriften

	

	§ 4
Beschäftigte
	

	(1)
Beschäftigte im öffentlichen Dienst im Sinne dieses Gesetzes sind die Beamten und Arbeitnehmer der in § 1 bezeichneten Träger der öffentlichen Verwaltung. Richter und Staatsanwälte sind nicht Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes.
	Änderungsnotwendigkeit unter Beachtung des TVöD (Kommunen) und der zukünftigen Entwicklung 



	(6)
Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind Beschäftigte, die nach dem für die Dienststelle maßgeblichen Tarifvertrag oder ihrem Arbeitsvertrag oder nach der Dienstordnung als Angestellte beschäftigt oder für eine solche Tätigkeit ausgebildet werden.
	Neufassung 

siehe Absatz 1

	(7) Arbeiter im Sinne dieses Gesetzes sind Beschäftigte, die nach dem für die Dienststelle maßgeblichen Tarifvertrag oder nach ihrem Arbeitsvertrag oder der Dienstordnung als Arbeiter beschäftigt oder für diese Tätigkeit ausgebildet werden.
	Streichen, siehe Begründung zu Abs. 1

	§ 5
Gruppen
	

	Die Beamten und Arbeitnehmer einer Dienststelle bilden je eine Gruppe.
	siehe § 4 Abs. 1

	Kapitel 2
Der Personalrat
	

	Abschnitt 1
Wahl und Zusammensetzung des Personalrates
	

	§ 16
Anzahl der Mitglieder des Personalrates
	

	Der Personalrat besteht in Dienststellen mit in der Regel
	

	5 bis 20 wahlberechtigten
Beschäftigten aus einer Person,
	

	21 bis 50 wahlberechtigten
Beschäftigten aus drei Mitgliedern,
	

	51 bis 100
Beschäftigten aus fünf Mitgliedern,
	Angleichung an das BetrVG- Reformgesetz vom 23. Juli 2001 und an die sinkende Zahl der Beschäftigten im ö.D. bei einer gleichbleibenden Aufgabenzahl

	101 bis 200
Beschäftigten aus sieben Mitgliedern,
	

	201 bis 400
Beschäftigten aus neun Mitgliedern,
	

	401 bis 700
Beschäftigten aus elf Mitgliedern,
	

	701 bis 1000 
Beschäftigten aus dreizehn Mitgliedern,
	

	1001 und mehr 
Beschäftigten aus fünfzehn Mitgliedern.
	

	Abschnitt 3
Geschäftsführung des Personalrates
	

	§ 30
Vorstand
	

	Der Personalrat wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden. Aus jeder im Personalrat vertretenen Gruppe wird ein Stellvertreter gewählt. Die Reihenfolge der Stellvertretung bestimmt der Personalrat. Sind mehrere Gruppen vertreten, sollte der erste Stellvertreter nicht derselben Gruppe angehören wie der Vorsitzende. Hat der Personalrat elf oder mehr Mitglieder, so wählt er aus seiner Mitte mit einfacher Stimmenmehrheit zwei weitere Stellvertreter. Der Vorsitzende und die Stellvertreter bilden den Vorstand. Frauen und Männer sollen soweit möglich entsprechend ihrem Anteil an den gewählten Mitgliedern des Personalrats berücksichtigt werden.
	Insbesondere in den PR, in denen nur 1 Vertreter einer Gruppe besteht, würde dieser immer der Stellv. sein.

	§ 36
Beratung und Abstimmung
	

	(1)
Über die gemeinsamen Angelegenheiten der Beamten und Arbeitnehmer wird gemeinsam beraten und beschlossen.
	siehe Begründung zu § 4 Abs. 1

	§ 38
Teilnahme weiterer Personen
	

	(5)
Der Personalrat kann die Teilnahme von Büropersonal i.S.d. § 42 Abs. 3 beschließen. 
	Änderung der Rechtsauffassung, Klarstellung

	Abschnitt 4
Rechtsstellung der Personalratsmitglieder
	

	§ 44
Freistellung
	

	(5)
Auf Beschluss des Personalrates werden Mitglieder des Personalrates von ihrer dienstlichen Tätigkeit in Dienststellen mit in der Regel 
	

	200 bis 500 
Beschäftigten im Umfang einer Vollzeitstelle, 
	Anlehnung BetrVG- Reformgesetz, vom 23. Juli 2001 und an die sinkende Zahl der Beschäftigten im ö.D. bei einer gleichbleibenden Aufgabenzahl

	501 bis 1000 
Beschäftigten im Umfang von zwei Vollzeitstellen, 
	

	1001 bis 1500 
Beschäftigten im Umfang von drei Vollzeitstellen, 
	

	1501 und mehr 
Beschäftigten im Umfang von vier Vollzeitstellen 
	

	freigestellt. Teilfreistellungen sind zulässig. Bei der Auswahl der freizustellenden Mitglieder soll der Personalrat zunächst die Vorstandsmitglieder berücksichtigen. Sie sind entsprechend dem Umfang der ihnen obliegenden Aufgaben freizustellen. Der Dienststelle sind die Namen der freigestellten Mitglieder des Personalrates unverzüglich bekannt zu geben. Scheiden freigestellte Mitglieder des Personalrates aus, so gelten für nachfolgende Mitglieder die Sätze 4 und 5 entsprechend.
	

	Kapitel 5
Beteiligung der Personalvertretung
	

	Abschnitt 2
Mitbestimmung und Einigung
	

	§ 62
Verfahren bei Nichteinigung
	

	(5)
Die Entscheidung der Einigungsstelle muss sich im Rahmen der geltenden Rechtsvorschriften, insbesondere des Haushaltsrechts, halten. Sie tritt in den Fällen des § 65 Abs. 1 Satz 1 an die Stelle der Entschließung der Personalvertretung und bindet die beteiligten Behörden. Eine Bindungswirkung tritt nur ein, soweit die Entscheidung im Rahmen des Satzes 1 liegt.
	Folgeänderung aus § 65 I Nr. 3+7



	§ 62
Verfahren bei Nichteinigung
	

	(7)
In den Fällen des § 65 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2, 5 und 8 sowie der §§ 66, 67 und 69 gibt die Einigungsstelle eine Empfehlung ab; anschließend entscheidet die Leitung der obersten Dienstbehörde. Soweit diese Entscheidung von der Empfehlung der Einigungsstelle abweicht, ist dies den Beteiligten mit schriftlicher qualifizierter Begründung bekannt zu geben. Absatz 6 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.
	Folgeänderung zu Neuordnung § 65 

	§ 65
Mitbestimmung in sozialen Angelegenheiten
	

	(1)
Der Personalrat bestimmt, soweit eine gesetzliche oder tarifliche Regelung nicht besteht, in folgenden Angelegenheiten mit:
	

	1. Dauer, Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit einschließlich der Pausen, Festsetzung von Kurzarbeit,
	

	2. Anordnung von Mehrarbeit und Überstunden,

	

	3. Aufstellung des Urlaubs- und Schichtplanes
	In der Vergangenheit hat sich in der Zusammenarbeit zwischen Dienststelle und PR immer öfters herausgestellt, dass das Fehlen der Tatbestände hinderlich ist.

	4. Durchführung der Berufsausbildung und Fortbildung,
	

	5. Aufstellung von Förderplänen zur Gleichstellung von Frauen und Männern, 
	

	6. Errichtung, Verwaltung und Auflösung von Sozialeinrichtungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform,
	

	7. Fragen der betrieblichen Lohnfindung, Aufstellung von Entlohnungsgrundsätzen, Einführung und Anwendung neuer Entlohnungsgrundsätze sowie deren Änderung, Festsetzung der einzelnen Akkord- und Prämiensätze sowie leistungsbezogenen und sonstigen Zulagen und Festlegung von Pauschalvergütungen,
	Notwendig durch die Einführung von leistungsbezogenen Entgeltbestandteilen im TVöD und deren Ausgestaltung durch Dienstvereinbarung in den Dienststellen. 

	8.
Bestellung von Vertrauens-, Vertrags- und Betriebsärzten,
	Veränderung der fortlaufenden Nummerierung

	9.
Regelung der Ordnung in der Dienststelle und des Verhaltens der Beschäftigten,
	

	10.
Maßnahmen zur Verhütung von Dienst- und Arbeitsunfällen und sonstigen Gesundheitsschädigungen,
	

	11.
Maßnahmen zur Abwendung, zur Milderung oder zum Ausgleich von besonderen Belastungen, die sich für Beschäftigte aus der Einführung neuer Arbeitsmethoden oder aus sonstigen Maßnahmen zur Hebung der Arbeitsleistung oder zur Erleichterung des Arbeitsablaufes ergeben.
	

	§ 66
Mitbestimmung in Angelegenheiten der Beamten
	

	Der Personalrat bestimmt in folgenden Personalangelegenheiten der Beamten mit:
	

	3.
Versetzung zu einer anderen bzw. von einer anderen Dienststelle ,
	Aufgabe Haltung BVerwG 16.9.1994, s. Kommentierung Bieler, u.a. zu § 66 (Rn. 63) 

	§ 67
Mitbestimmung in Angelegenheiten der Arbeitnehmer
	siehe Begründung zu § 4 Abs. 1

	4.
Versetzung zu bzw. von einer anderen Dienststelle,
	siehe Begründung zu § 66 

	Abschnitt 3
Dienstvereinbarungen
	

	§ 70
Abschluss von Dienstvereinbarungen; Vorrang von Tarifverträgen
	

	(1)
Über die in § 65 Abs. 1 Satz 1 und § 69 Nr. 1 und 2 genannten Fragen können Dienstvereinbarungen abgeschlossen werden. Durch Dienstvereinbarung kann auch geregelt werden, welche sozialen Gesichtspunkte für die soziale Auswahl nach § 1 Abs. 3 Satz 1 des Kündigungsschutzgesetzes zu berücksichtigen sind und wie diese Gesichtspunkte im Verhältnis zueinander zu bewerten sind. Soweit Arbeitsentgelte und sonstige Arbeitsbedingungen üblicherweise durch Tarifvertrag geregelt werden, sind Dienstvereinbarungen jedoch nicht zulässig, es sei denn, dass ein Tarifvertrag den Abschluss ergänzender Dienstvereinbarungen ausdrücklich zulässt.
	Siehe auch § 75 Abs. 3 BPersVG



	(2)
Dienstvereinbarungen werden durch die Dienststelle und den Personalrat gemeinsam beschlossen, sind schriftlich niederzulegen, von beiden Seiten zu unterzeichnen und in geeigneter Weise bekannt zu machen.
	

	(3)
Dienstvereinbarungen, die für einen größeren Bereich gelten, gehen den Dienstvereinbarungen für einen kleineren Bereich vor.
	

	Abschnitt 4
Beteiligung von Stufenvertretungen und Gesamtpersonalrat
	

	§ 71
Beteiligung der Stufenvertretung und des Gesamtpersonalrates
	

	(5)
Bei Versetzungen zu bzw. von einer anderen Dienststelle, bei Abordnungen und bei Versetzungen von einem anderen Dienstherrn ist der Personalrat zu beteiligen.
	Siehe §§ 66 und 67 

	Teil 2
Vorschriften für besondere Verwaltungszweige
und Behandlung von Verschlusssachen
	

	Kapitel 1
Beschäftigte der Polizeibehörden
	

	§ 80
Polizeidienststelle; Stufenpersonalrat; Polizeihauptpersonalrat
	

	(1)
Im Bereich der Landespolizei sind Dienststellen im Sinne des § 6 in der Regel:
	Durch vielfältige Umorganisationen muss es Verselbständigung geben können. (IT, Kfz…..). eine zementierte Struktur ist unflexibel und erfordert ständigen Anpassungszwang

	1.
die Polizeireviere, die sich am Sitz eines Landkreises befinden, für den Bereich des Landkreises, ausgenommen die Polizeireviere der Polizeidirektionen Halle und Magdeburg, 
	

	2.
die Polizeidirektionen, einschließlich ihres nachgeordneten Bereiches, ausgenommen die Polizeireviere nach Nr. 1,
	

	3.
das Landeskriminalamt, 
	

	4.
das Technische Polizeiamt,
	

	5.
die Landesbereitschaftspolizei,
	

	6.
die Fachhochschule der Polizei Sachsen-Anhalt.
	

	
	

	§ 81
Sonderreglung für Polizeivollzugsbeamte in der Grundausbildung 
und in der weiteren Ausbildung
	

	(1)
Die Polizeivollzugsbeamten, die sich in der Grundausbildung befinden, sind für den Personalrat nicht wahlberechtigt. Sie wählen je Lehrhundertschaft oder Hundertschaft einen Vertrauensmann; wahlberechtigt und wählbar sind alle in der Ausbildung stehenden Beamten. Der Personalrat der Dienststelle bestimmt je drei Wahlberechtigte als Wahlvorstand und einen von ihnen als Vorsitzenden. §§ 21 bis 23 gelten entsprechend. Der Vertrauensmann wird in geheimer und unmittelbarer Wahl mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt. Im Übrigen gelten für die Wahl der Vertrauensleute § 19 Abs. 4 und 6 und § 24 entsprechend.
	Beamte können sich auch nach der Verbeamtung auf Lebenszeit in einer Ausbildung befinden 

(Aufstiegsausbildung). 

Nur die in der Grundausbildung befindlichen Beamten wählen  einen Vertrauensmann
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